
Insbesondere seien Maßnahmen 
zur Unterstützung der Digitali-

sierung öffentlicher Dienste, vor 
allem öffentlicher Gesundheits-
dienste, sowie von Unternehmen 
geplant, so die Kommission in 
einer Mitteilung. Der Plan sehe 
demnach ferner Maßnahmen zur 
Förderung des Humankapitals 
sowie Investitionen in fortschritt-
liche digitale Technologien vor, 
wobei eine Komponente auf die 
Digitalisierung der Bildung aus-
gerichtet sei.

Kriterien erfüllt
Die Kommission habe den von 

Deutschland eingereichten Plan 
nach den Kriterien der ARF-Ver-
ordnung bewertet, heißt es weiter. 
Dabei sei insbesondere analysiert 
worden, ob die von Deutschland 
geplanten Investitionen und Re-
formen den ökologischen und 
digitalen Wandel vorantreiben, ob 
sie zur wirksamen Bewältigung 
der im Rahmen des Europäischen 
Semesters ermittelten Heraus-
forderungen beitragen und ob 
sie das Wachstumspotenzial, 
die Schaffung von Arbeitsplät-
zen und die wirtschaftliche und 
soziale Resilienz stärken. Ne-
ben der Digitalisierung soll ein 
weiterer großer Teil der Mittel 
(42 Prozent) in Maßnahmen zur 
Unterstützung von Klimaschutz-
zielen fließen. Ein zentraler Be-

standteil des Plans seien zudem 
Vorhaben von gemeinsamem eu-
ropäischem Interesse (Important 
Projects of Common European 
Interests, IPCEI) in den Berei-
chen Wasserstoff, Mikroelekt-
ronik, Cloud-Infrastruktur und 
Datenverarbeitung, an denen 
sich alle interessierten Mitglied-
staaten beteiligen könnten, hebt 
die Kommission hervor.

Lange Verhandlungen
Bis der DARP zur Billigung 

an die Kommission weiterge-
leitet wurde, waren jedoch lan-
ge Verhandlungen zwischen 
der obersten EU-Behörde und 
Deutschland notwendig. “Eine 
Herausforderung war, dass viele 
Rahmenbedingungen zu Beginn 
der Verhandlungen noch nicht 
fixiert waren. Deswegen mussten 
wir im Laufe des Verhandlungs-
prozesses auch ein einigen Stel-
len Änderungen vornehmen”, be-
richtet Werner Ebert, Projektleiter 

DARP beim Bundesministerium 
für Finanzen (BMF).
Insgesamt sollten die Mittel aus 

dem ARF nicht nur akut aus der 
Corona-Krise helfen, vielmehr 
müssten mit ihnen laut Ebert 
auch die langfristigen transforma-

tiven Aufgaben Europas angegan-
gen werden. “Im Vergleich zu den 
Plänen anderer Mitgliedsstaaten 
ist es unser Alleinstellungsmerk-
mal, dass wir auch IPCEI in den 
Plan mitaufgenommen haben.” 
Es sei der deutschen Seite im-
mer auch um die europäische 
Perspektive gegangen.

Mittel bieten historische 
Chance
Der Digitalverband Bitkom be-

wertet die Mittelausgabe positiv. 
“Der deutsche Aufbau- und Res-
ilienzplan ist ein echter Digitali-
sierungsplan, mehr als die Hälfte 
der Mittel sollen für Maßnahmen 
verwendet werden, die zum digi-
talen Wandel beitragen. Der von 
der EU vorgegebene Zielwert liegt 
mit 20 Prozent Digitalisierungs-
anteil deutlich niedriger”, sagt 
Bitkom-Präsident Achim Berg. 
Die Mittel böten eine historische 
Chance, die Digitalisierung auch 
in Deutschland zu beschleuni-
gen. Dass die Digitalisierung 
in Deutschland gleichermaßen 
schnell wie nachhaltig vorange-
trieben werden müsse, hätten 
die Erfahrungen in der Pandemie 

deutlich vor Augen geführt.
Damit auch die Umsetzung 

nun ein Erfolg werde, dürfe man 
jetzt zum einen nicht einfach 
bestehende, analoge Abläufe 
eins zu eins in die digitale Welt 
überführen, fordert Berg weiter. 
Digitalisierung sei mehr als Hard- 
und Software, sondern vor allem 
auch ein Mindset. Zum anderen 
solle man darauf achten, bei der 
Verwaltungsdigitalisierung wirk-
lich nach vorne zu denken. Dies 
bedeute, auch Startups und in-
novative Mittelständler mit ins 
Boot zu holen und sie bei der 
Umsetzung zum Zug kommen 
zu lassen.

Einige kritische Punkte und 
Herausforderungen
Der DARP wird jedoch nicht 

restlos positiv gesehen. “Wir 
hätten uns gewünscht, dass es 
keine Querfinanzierung von Pro-
jekten gibt, die eigentlich schon 
beschlossen wurden”, berichtet 
Benjamin Ledwon, Büroleiter der 
Bitkom-Niederlassung in Brüs-
sel. Nun tauchten im DARP aber 
auch Projekte auf, die bereits in 
deutschen Konjunkturprogram-

men genannt würden. DARP-
Projektleiter Ebert begründet dies 
mit der Notwendigkeit, in Kon-
junkturprogrammen verankerte 
Projektideen zu konkretisieren.
Des Weiteren hebt Ledwon her-

vor, im Zusammenhang mit dem 
ARF gebe es nun ein Konstrukt 
vieler nationaler Reformpläne. 
Nun müsse es gelingen, die 
einzelnen Projekte zu koordi-
nieren und so auszugestalten, 
dass möglichst viele auch einen 
grenzüberschreitenden, euro-
päischen Nutzen entwickelten. 
Gerade aus der digitalen Sicht 
gebe es in den nationalen Plänen 
bis jetzt viele Unterschiede. So 
investiere Finnland 72 Prozent 
in digitale Technologien, andere 
Staaten einen geringeren Anteil. 
Weiter führt Ledwon aus, Litauen 
wolle wie Deutschland viel in 
Cloud-Technologien investieren, 
während Polen sich stark auf den 
Breitbandausbau im ländlichen 
Raum fokussiere.
Florian Siekmann, stellvertreten-

der Fraktionsvorsitzender und 
europapolitischer Sprecher der 
Grünen im bayerischen Land-
tag, sieht noch ein anderes Pro-
blem im Zusammenhang mit 
dem deutschen Aufbauplan: 
“Nur mehr Geld ist nicht immer 
hilfreich, man muss gerade im 
Digitalsektor auch mehr Kom-
petenz beim Personal schaffen”, 
sagt Siekmann und verweist im 
speziellen auf die Digitalisie-
rung des Bildungssektors und 
die OZG-Umsetzung. An fehlen-
der Kompetenz, so seine Sorge, 
könnten letztendlich viele Pro-
jekte scheitern. Auch kritisiert 
der Landespolitiker, sowohl die 
Landes- als auch die Kommunal-
ebene hätten bei der Erstellung 
des DARP stärker miteingebun-
den werden müssen.
Diese Einbeziehung könnte in 

Zukunft sicherlich noch weiter 
gestärkt werden, gesteht auch 
Ebert ein. Allerdings habe es, 
was die Entstehung des Auf-
bauplans angehe, auch enorme 
Restriktionen von europäischer 
Ebene aus gegeben. Dies liege 
aber unter anderem daran, dass 
der ARF ein ganz neuer Plan sei. 
“Da haben alle Beteiligten viel 
Lehrgeld bezahlt”, bilanziert der 
DARP-Projektleiter.

Die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter des BVA arbeiten gemein-
sam mit dem Bundesministerium 
des Innern, für Bau und Heimat 
(BMI) sowie der Bundesdrucke-
rei an der Digitalisierung von 
Verwaltungsleistungen im Bun-
desportal und weiteren Syste-
men. Der weitaus größte Teil der 
Online-Leistungen des BVA ist 
bereits oder wird demnächst im 
neuen einheitlichen Bundespor-
tal bereitgestellt. Hierfür nutzt 
das BVA die so genannte “Fer-
tigungsstraße” von Bundesdru-
ckerei und BMI. Diese gibt eine 
standardisierte Vorgehensweise 
zur Spezifikation von Leistungen 
vor und stellt passende Werkzeu-
ge und Vorlagen zur Verfügung. 
Die nutzenden Behörden können 
sich voll und ganz auf die fach-
lichen Aspekte der Umsetzung 
konzentrieren.
Das BVA hat die Entwicklung 

des Bundesportals von Anfang an 
begleitet und konnte als “Early 
Adopter” aktiv beim Aufbau der 

Plattform und deren Features 
mitwirken. Ein technisches High-
light des Bundesportals ist die 
gelungene mobile Webseite des 
Bundesportals, die in Verbin-
dung mit der Ausweis-App die 
Authentifizierung per eID und 
den Zugriff auf das Nutzerkon-
to Bund erheblich vereinfacht. 
Ausprobieren empfohlen!
Bereits seit vielen Jahren 

– schon vor Inkrafttreten des 
Onlinezugangsgesetzes – stellt 
das BVA Online-Services bereit.  
Bafög-Online, das Portal für die 
Rückzahlungen der BAföG-Dar-
lehen, zählt zu den etabliertes-
ten Beispielen. Den Zielvorgaben 
des OZG folgend, werden diese 
Lösungen künftig um Features 

wie z. B. den digitalen Rück-
kanal zum Nutzerkonto Bund 
angereichert. Andere Dienste, 
wie etwa die Coronahilfen für 
Profisportvereine, kamen erst im 
vergangenen Jahr dazu.
Eine weitere Herausforderung 

bei der OZG-Umsetzung besteht 
in Leistungen, die in gemischter 
Bund-, Länder- oder kommunaler 
Zuständigkeit wahrgenommen 
werden, beispielsweise waffen-
rechtliche Erlaubnisse. Während 
die Formulare nahezu identisch 
aufgebaut sein können, findet die 
Bearbeitung je nach Antragsteller 
bei unterschiedlichen Behörden 
statt. Hier ist eine enge Zusam-
menarbeit aller Beteiligten nötig.

Enge Einbindung von 
Fachexperten
Bei der Umsetzung der Leistun-

gen setzt das BVA auf interdiszi-
plinäre, abteilungsübergreifende 
Kooperation und die Methoden 
des hauseigenen Digitalisie-
rungslabors: In verschiedenen 

Workshop-For-
maten werden 
fachliche Pro-
zesse modelliert, 
FIM-Beschrei-
bungen erstellt, 
Vertrauensni-
veaus festgestellt 
und Formulare 
spezifiziert. Der 
Formular-Work-
shop ist dabei 
ein regelmäßiges 

Highlight für die Teilnehmenden. 
Parallel dazu erstellt eine Kolle-
gin dabei ein Mock-Up im Look 
& Feel des Bundesportals, so 
dass am Ende alle ein greifbares 
Ergebnis betrachten können. 
Die Vor-Ort-Workshops sind 
stark geprägt von haptischen Ar-
beitsmitteln wie Stiften, Papier-
schnipseln und Gruppenarbeit 
an einer Werkbank – im Stehen. 
Das verleiht der Gruppe Dyna-
mik und Agilität. Die Räum-
lichkeiten des Labors wurden 
bewusst so eingerichtet, dass 
Teilnehmende ihrem gewohnten 
Arbeitsumfeld entfliehen und 
sich wohl fühlen können. Das 
Labor wurde im Spätsommer 
2019 eröffnet und bis zum Be-

ginn der Corona-Pandemie in-
tensiv genutzt.
Die Pandemie hat die Arbeits-

kultur rasant und nachhaltig 
verändert. In vielen Bereichen 
wurde das Homeoffice über Nacht 
zum Quasi-Standard. Video-
konferenz-Systeme wurden im 
Schnellverfahren aus dem Boden 
gestampft. Da Treffen im Digitali-
sierungslabor nicht mehr möglich 
waren, mussten die Workshop-
Formate angepasst werden: In 
den Videokonferenzen wurden 
Schere und Papier durch Paint 
(funktioniert tatsächlich), digitale 
Whiteboards, Office und ande-
re Tools ersetzt. Die vor Corona 
langen, teils ganztägigen Veran-
staltungen wurden durch kürzere 
Treffen in höherer Schlagzahl 
abgelöst, da diese dem Online-
Format besser gerecht werden. 
Schon nach kurzer Zeit stellte 

sich heraus, dass keine Kom-
promisse bei der Umsetzungsge-
schwindigkeit in Kauf genommen 
werden mussten. Im Gegenteil: 
Im Homeoffice ist es sogar ein-
facher geworden, gemeinsame 
Termine zu finden, da Anreisezei-
ten wegfallen und generell mehr 
Flexibilität vorhanden ist. Durch 
Corona konnte das Homeoffice in 
diesem Bereich auf breiter Ebene 
seine Alltagstauglichkeit unter 
Beweis stellen. Deshalb möchte 
das BVA künftig auf einen Mix 
aus Vorort- und Online-Veran-
staltungen setzen und situativ die 
Vorteile beider Varianten nutzen.
Trotz der Einschränkungen und 

zusätzlicher Aufgaben im Rahmen 
der Pandemie ist das BVA gut 
aufgestellt, um die Digitalisierung 
der OZG-Leistungen bis zum Ende 
des Jahres 2022 abzuschließen. 
Klar ist schon heute, dass da-
mit zwar ein wichtiger, aber nur 
ein erster Schritt erfolgt ist. In 
Zukunft erwarten Bürger, Un-
ternehmen und Organisationen 
einen sukzessiven Ausbau der 
Funktionalitäten: “Once only”, 
vollständig digitale Abwicklung der 
Kommunikation mit den entspre-
chenden Behörden, neue Formen 
der Authentifizierung – z. B. die 
Smartphone-ID – und viele weitere 
Features müssen sich dazugesel-
len. Auf in die zweite Halbzeit!

Bei “e-nrw 2020” wollte Ste-
fan Pusch, Landrat des Kreises 
Heinsberg, über die ominöse 
Karnevalssitzung der Session 
2020 in der Gemeinde Gangelt 
in seinem Kreis und den damit 
verbundenen ersten Corona Aus-
bruch in Deutschland berichten 
(Schließung von Schulen und 
Kitas, Einschränkung von Fei-
erlichkeiten pp.). Seinen Vortrag 
musste er aber wegen akuter 
Vorfälle in seinem Kreis als Leiter 
des Krisenstabes in der zweiten 
Pandemiewelle Anfang November 
2020 kurzfristig absagen. 
Als einer der in Pandemiezeiten 

profiliertesten verantwortlichen 
Persönlichkeiten des öffentlichen 
Lebens hat er für seine mutigen 
Entscheidungen und schnellen 
Aktionen viel Lob und Anerken-
nung erfahren. Bei der Kommu-
nalwahl im September 2020 ist er 
mit beeindruckenden 80 Prozent 
der Wählerstimmen wiederge-
wählt worden. Bundespräsident 
Frank Walter Steinmeier hat ihn 
zwischenzeitlich mit dem Ver-
dienstorden der Bundesrepublik 
Deutschland ausgezeichnet.
In einem Interview in der Rhei-

nischen Post vom Februar hat er 
sein persönliches Erfolgsrezept, 
beruhend auch auf täglichen Vi-

deos in den sozialen Netzwerken 
für Bürgerinnen und Bürger wie 
folgt beschrieben: “Ich sage darin 
was Sache ist und was mich be-
wegt … Man muss brutal ehrlich 
sein, der Bürger ist nicht blöd 
…” Die Idee zu dieser Kommu-
nikation hatte seine Frau und 
rückblickend sagt er, sie hatte 
Recht und es hat funktioniert.
Am 10. November wird Land-

rat Stefan Pusch nun bei “e-nrw 
2021” über seine dann 18-mona-
tigen Erfahrungen an der Spitze 
der Katastrophenbekämpfung 
berichten. Er tut dies gemeinsam 
mit einem führenden Vertreter 
des Bundesamtes für Bevölke-
rungsschutz und Katastrophen-
hilfe in Bonn, dessen Thema die 
“Krisenbewältigung im Kontext 
Kritischer Infrastrukturen – neue 
Methoden und Instrumente des 
“Baukasten KRITIS” ist.
Beide werden in einem Fach-

forum zum Thema “Die Konse-
quenzen der Covid19 Pandemie 
– Digitaler Entwicklungsschub 
für Krisen-, Gesundheits- und 
Katastrophenmanagement in 
NRW?” zu erleben sein. Es steht 
zu hoffen, dass aus der zurück-
liegenden Extremsituation der 
Pandemie neue, stringente und 
wirksame Steuerungsinstrumen-

te, digitales Equipment, digitale 
Modernisierung und Komponen-
ten für die Digitale Verwaltung 
4.0 erwachsen sind, vor Ort und 
“oben in Bund und Ländern” in 
neuen Produkten, Standards, 
Interoperabilitäten und ganz 
besonders für die verantwort-
lich arbeitenden Menschen in 
der Verwaltung, die unser de-
mokratisches Gemeinwesen in 
der nächsten Katastrophe dann 
besser und konsequenter schüt-
zen können …

*Wilfried Kruse, Geschäftsfüh-
render Gesellschafter IVM² ist 
fachlicher Leiter und Moderator 
des Verwaltungskongresses “e-
nrw”, den der Behörden Spiegel 
am 10. November 2021 in Neuss 
veranstaltet. Weitere Informati-
onen und Anmeldung unter: 
www.e-nrw.info 
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Lessons learnt?
Fit für das digitale Jahrzehnt?

(BS/Wilfried Kruse*) Im November zu “e-nrw 2021” werden gut 18 Monate Corona Pandemie mit vielen 
schmerzlichen, menschlichen und organisatorischen Erfahrungen im föderalen Staat hinter uns liegen. 
Bekommt die Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung nun endlich den Stellenwert, von dem seit langen 
Jahren immer wieder die (Sonntags-)Rede ist? Haben alle Verantwortlichen in Bund, Ländern und Kommunen 
aus vielen teuren und zu wenig geplanten, hektischen und unkoordinierten Entscheidungen endlich notwen-
dig Schlüsse gezogen die – und das ist entscheidend – zügig in die Tat umgesetzt werden?

Zukünftige IT-Strategien  
in Nordrhein-Westfalen

10. November 2021
Düsseldorf/Neuss

www.e-nrw.info

Viel EU-Geld für die Digitalisierung
Deutscher Aufbau-und Resilienzplan von Kommission gebilligt

(BS/Matthias Lorenz) Die Europäische Kommission hat den deutschen Aufbau- und Resilienzplan (DARP) gebilligt. Somit ist die Auszahlung von 
25,6 Milliarden Euro an Zuschüssen aus der Aufbau- und Resilienzfazilität (ARF) der EU an Deutschland nun wahrscheinlich. Zustimmen muss noch 
der Rat der Wirtschafts- und Finanzminister der EU (ECOFIN-Rat). Positiv hob die Kommission hervor, dass gemäß Deutschlands Plan 52 Prozent 
der Gesamtmittel für Maßnahmen zur Förderung des digitalen Wandels bereitgestellt werden sollen.

 
 
Till Becker-Adam ist Leiter 
des OZG-Umsetzungspro-
jektes im Bundesverwal-
tungsamt.	 Foto: BS/BVA

Halbzeit bei der OZG-Umsetzung
Eine Zwischenbilanz aus dem Bundesverwaltungsamt

(BS/Till Becker-Adam) Mit seinen 150 Aufgaben ist das Bundesverwaltungsamt (BVA) als zentraler Dienstleis-
ter des Bundes auch für einen Großteil der OZG-Leistungen im Geschäftsbereich des BMI zuständig. Wie sich 
das BVA bei deren Umsetzung bis Ende 2022 schlägt, ist entscheidend für die Erreichung der gesetzlich vor-
gegebenen Ziele innerhalb des Ressorts. Rund 18 Monate bleiben bis zum Ablauf der OZG-Umsetzungsfrist. 
Zeit für ein Halbzeit-Resümee.

Viel Geld aus EU-Mitteln kann Deutschland nun für die Digitalisierung ausgeben. 	 Foto: BS/Gerd Altmann, pixabay.com


